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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3634 


Zweiundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Vom 29. Juni 1972 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 
6 a, 23, 26, 33 Abs. 4 Nr. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 

S. 481), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än- 
derung des Außenwirtschaftsgesetzes vom 23. De- 
zember 1971 (Bundesgesetzbl. I S. 2141), verordnet 
die Bundesregierung: 

§ 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Dezember 1966 (Bun- 
desgesetzbl. 1967 I S. 1), zuletzt geändert durch die 
Einundzwanzigste Verordnung zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung vom 1. März 1972 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 213), wird wie folgt geändert: 

1. Der Text des § 52 erhält folgende Fassung: 
„Rechtsgeschäfte, die den entgeltlichen Erwerb 

1. inländischer, auf Deutsche Mark lautender 

a) Schatzwechsel, 

b) unverzinslicher Schatzanweisungen, 

c) Vorratsstellenwechsel, 

d) bankgirierter Wechsel, die auf einen Ge- 
bietsansässigen gezogen und im Wirt- 
schaftsgebiet zahlbar sind, sowie bank- 
girierter eigener Wechsel, die ein Gebiets- 
ansässiger ausgestellt hat, 

e) Wechsel, die ein Gebietsansässiger ausge- 
stellt und ein gebietsansässiges Kreditinsti- 
tut angenommen hat, 

durch Gebietsfremde von Gebietsansässigen 

zur Geldanlage 

oder 

2. inländischer Inhaber- und Orderschuldver- 
schreibungen durch Gebietsfremde von Ge- 
bietsansässigen 

zum Gegenstand haben, bedürfen der Genehmi- 
gung." 

2. § 69a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der Freibetrag beträgt fünfhunderttausend 
Deutsche Mark." 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Wird der Depotbetrag nicht rechtzeitig 
oder während des Depotmonats nicht in voller 
Höhe gehalten, so bleibt die Depotpflicht so 
lange bestehen, bis der Depotbetrag oder der 


fehlende Teil des Betrages für die Dauer 
eines dem Depotmonat entsprechenden Zeit- 
raums gehalten worden ist." 

3. In § 69 b Abs. 1 werden nach Nummer 7 folgende 
Nummern 8 und 9 angefügt: 

„8. aus der von einem gebietsansässigen Aus- 
steller eines Wechsels gegenüber einem ge- 
bietsfremden Wechselakzeptanten eingegan- 
genen Verpflichtung, die Wechselsumme für 
den Akzeptanten bei Verfall zu zahlen; 

9. von Bausparkassen aus Bauspareinlagen der 
in § 54 bezeichneten Gebietsfremden." 

4. In § 69c Abs. 1 werden die Worte „zwei Millio- 
nen" durch das Wort „fünfhunderttausend" er- 
setzt. 

5. Nach § 69 c wird folgender § 69d eingefügt: 

«§ 69 d 

Meldungen von Forderungsabtretungen 

(1) Gebietsansässige, die in einem Kalender- 
monat Forderungen aus Darlehen oder sonstigen 
Krediten in einem Gesamtbetrag von mehr als 
fünfhunderttausend Deutsche Mark entgeltlich an 
Gebietsfremde abtreten, haben die Abtretung bis 
spätestens zum zwanzigsten Tage des auf den 
Monat der Abtretung folgenden Kalendermonats 
mit dem Vordruck „Forderungsabtretung an Ge- 
bietsfremde" (Anlage D 2) zu melden. 

(2) § 63 Abs. 1 und § 64 finden Anwendung." 

6. In § 71 Abs. 2 Nr. 10 wird die Angabe „69 oder 
69 c" durch die Angabe „69, 69 c oder 69 d" er- 
setzt. 

7. Die Anlage D 1 zur Außenwirtschaf tsverordnung 
erhält die Fassung der Anlage 1 zu dieser Ver- 
ordnung. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Verkün- 
dung in Kraft mit Ausnahme des § 1 Nr. 2 Buch- 
stabe a, der am 1. Juli 1972 in Kraft tritt. 


Bonn, den 29. Juni 1972 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 1 

Anlage D 1 In vierfacher Ausfertigung | Bereichs-Nr. 

zur AWV (darunter 1 Ausfertigung für Oberfinanzdirektion) | 

(Wird von LZB eingesetzl 

Depothaltung für Auslandsverbindlichkeiten 
Meldung nach § 69c der Außenwirtschaftsverordnung 


für Bezugsmonat— 19 



Gewerbe Anschrift rFernsprecher Hausruf 


1. Berechnung des Depotbetrages 

Gesamtstand depotpflichtiger Verbindlichkeiten am Ende jedes Kalendertages im Bezugsmonat 
Tag Betrag Tag Betrag Tag Betrag Tag Betrag 



1 Summe der kalendertäglichen Endstände 

2 Monatsdurchschnitt der depotpflichtigen Verbindlichkeiten 

(Summe Pos. 1 geteilt durch die Zahl der Kalendertage des Bezugsmonats) 



3 Freibetrag nach § 69a (4) AWV 


500 I 000 


4 Abzug nach § 69b (3) AWV (Berechnung siehe Abschnitt II) 

5 Höhe der der Berechnung des Depotbetrages zugrunde liegenden 
Verbindlichkeiten (Pos. 2 ./. Pos. 3 und 4) 



Depotbetrag = 


-% von Pos. 5 (im Depotmonat. 


.zu halten) 


II. Berechnung des Abzugs nach § 69b (3) AWV (Pos. 4) 

7 stand der Forderungen aus an Gebietsfremde erbrachten Warenlieferungen oder 

Dienstleistungen gemäß § 69 b (3) AWV am Beginn des ersten Kalendertages des — 

Bezugsmonats (= Ende des dem Bezugsmonat vorausgehenden Monats) 7 


8 Von Pos. 7 anrechenbar nach § 69 b (3) AWV % 

9 abzüglich der von der Depotpflicht nach § 69b (2) AWV ausgenommenen 
Altverbindlichkeiten ohne die nach § 69 b (1) Nr. 1 und 2 AWV ausgenommenen 
Altverbindlichkeiten am Beginn des ersten Kalendertages des Bezugsmonats 
[= Ende des dem Bezugsmonat vorangehenden Monats (s. Pos. 150)] 



10 Abzug (Pos. 8 ./. Pos. 9; einzusetzen bei Pos. 4 ) 


10 
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III. Berechnung der depotpflichtigen Verbindlichkeiten für den letzten 
Kalendertag des Bezugsmonats 


11 Verbindlichkeiten aus bei Gebietsfremden aufgenommenen Darlehen oder sonstigen Krediten 
nach § 6a(1) AWG(bei Kreditinstituten ohne diejenigen Verbindlichkeiten, für die bei der 
Deutschen Bundesbank Mindestreserven unterhalten werden; § 6 a (2) AWG) 1 1 


abzüglich 

12 Verbindlichkeiten aus der Inanspruchnahme handelsüblicher Zahlungsziele 
(§ 69 b (1) Nr. 1 a AWV) 

13 Verbindlichkeiten aus Krediten, die an bestimmte Warenlieferungen oder 
Dienstleistungen gebunden sind (§ 69 b (1) Nr. 1 b AWV) 

14 Verbindlichkeiten aus der Entgegennahme handelsüblicher Vorauszahlungen 
(§ 69b(1)Nr. 2AWV) 

15 Altverbindlichkeiten (ohne solche, die in den Pos. 12-14 enthalten sind), 
die nach § 69 b(2) AWV von der Depotpflicht ausgenommen sind. 

Nachrichtlich: 150 Stand am Ende des dem Bezugsmonat 

vorausgehenden Monats I 


12 L L 

13 L L 

14 L L 

15 


16 Sonstige gemäß § 69 b (1 ) AWV von der Depotpflicht ausgenommene 
Verbindlichkeiten (ohne Altverbindlichkeiten - Pos. 15) 


160 §69b (1) Nr. 3 160 ! 

161 §69b (1) Nr. 4 161 L 

162 §69b (1) Nr. 5 162 L 

163 §69b (1) Nr. 6 163 L 

164 §69b (1) Nr. 7 (nur für Kreditinstitute) 164 L 

165 §69b (1) Nr. 8 165 L 

166 §69b (1) Nr.9 166 I 


17 Bardepotpflichtige Verbindlichkeiten (Übereinstimmend mit dem im Abschnitt I für den 
letzten Kalendertag des Bezugsmonats eingesetzten Betrag) 


Ich/Wir versichere(ern), daß die Angaben in dieser Meldung richtig und vollständig sind. 

18 Auf den Depotbetrag (Betrag wie Pos. 6) 

habe(n) ich/wir als Vorauszahlungsbeträge gehalten 

19 für die Dauer des Bezugsmonats 

20 für die Dauer des auf den Bezugsmonat folgenden Monats 

21 Den noch zu haltenden Depotbetrag (Pos. 1 8 ./. Pos. 1 9 und 20) in Höhe von 

werde(n) ich/wir für die Dauer des Depotmonats — halten. 


16 v_ i 

17 L 


18 ^ ^ 

19 L L 

20 Z 1 

21 L 


übersteigt das Guthaben auf meinem/unserem Sonderkontojm Depotmonat 
den noch zu haltenden Depotbetrag (s. Pos. 21 ), so soll der Überschuß 

I als Vorauszahlungsbetrag für die beiden folgenden Monate 

22 in voller Höhe 22 

23 mit einem Teilbetrag von 23 

stehenbleiben 

I I “ soweit er nicht als Vorauszahlungsbetrag stehenbleibt - auf mein/unser Konto Nr 

bei - — — 

Name des Kreditinstituts Bankleitzahl 

Überwiesen werden. 




(Wird von LZB eingesetzt) 


Ort und Datum 


Unterschrift des Meldepflichtigen 
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Zutreffendes ankreuzer 
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Anlage 2 

Anlage D 2 In vierfacher Ausfertigung | Bereichs-Nr. 

zur AWV (darunter 1 Ausfertigung für Oberfinanzdirektion) | 

(Wird von LZB eingesetzt) 

Forderungsabtretung an Gebietsfremde 
Meldung nach § 69d der Außenwirtschaftsverordnung 


für Monat _ 19 



1 Vereinbarter Erlös DM 

2 Name und Anschrift des Erwerbers der Forderung 

3 Abgetretene Forderung 

31 Betrag DM 

32 Art und Ausstattung der Forderung 

Art __ Laufzeit 

Zinssatz 7op. a. 

33 Name und Anschrift des Schuldners 

34 Datum des Entstehens der Forderung 

4 Flandelte der Abtretende für eigene oder fremde Rechnung? 

ja nein 

Wenn ja, für wessen Rechnung? 

5 Hat der Abtretende die Haftung für die Zahlung durch den Schuldner übernommen? 

ja ~ nein 

6 Ist der Schuldner über die Abtretung unterrichtet? 

ja nein 

7 Ist der Empfänger der Forderung berechtigt oder verpflichtet, die Forderung zu einem späteren Zeitpunkt an 
den Abtretenden zurückzuübertragen? 

ja i nein 

Ich / Wir versichere (ern), daß die Angaben in dieser Meldung richtig und vollständig sind. 

Ort und Datum Unterschrift des Meldepflichtigen 

> CM 

5 ^ 

< CD 
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V ermerk 

Betr.: Zweiundzwanzigste Verordnung zur Ände- 
rung der Außenwirtschafts Verordnung 

Die Zweiundzwanzigste Verordnung zur Änderung 
der Außenwirtschaftsverordnung (AWV) knüpft an 
die am l.März 1972 eingeführte Bardepotregelung 
an. Sie verstärkt die Wirksamkeit dieser Regelung 
und ergänzt die bereits bestehenden Maßnahmen 
der außenwirtschaftlichen Absicherung im Bereich 
des Geld- und Kapitalverkehrs. Die Erweiterung 
der außenwirtschaftlichen Absicherung soll im Zu- 
sammenhang mit anderen Maßnahmen dazu beitra- 
gen, daß eine Beeinträchtigung der deutschen Wäh- 
rungs- und Konjunkturpolitik durch übermäßige 
Geld- und Kapitalzuflüsse aus dem Ausland und 
eine daraus herrührende Gefährdung des gesamt- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts vermieden wird. 

Daneben bringt die neue Verordnung auf der Grund- 
lage der in der Zwischenzeit gesammelten Erfahrun- 
gen zwei zusätzliche Erleichterungen, 

Im einzelnen ist zu der Verordnung zu bemerken: 

§ 1 Nr. 1 

Durch die Neufassung des § 52 bedürfen Rechts- 
geschäfte über den Erwerb von inländischen Inhaber- 
und Orderschuld Verschreibungen durch Gebiets- 
fremde von Gebietsansässigen jetzt allgemein der 
Genehmigung. Diese Regelung soll so lange gelten, 
bis durch eine Änderung des Außenwirtschafts- 
gesetzes die rechtlichen Voraussetzungen dafür ge- 
schaffen worden sind, den Absatz von Inhaber- und 
Orderschuldverschreibungen an Gebietsfremde bar- 
depotpflichtig zu machen. 

§ 1 Nr. 2 Buchstabe a, Nr. 4 und 7 

Durch die Neufassung von § 69 a Abs. 4 Satz 3 wird 
der monatliche Freibetrag von bisher 2 Millionen DM 
auf 500 000 DM herabgesetzt. Die entsprechende 
Meldefreigrenze in § 69 c Abs. 1 wird in Angleichung 
an diese Regelung ebenfalls auf 500 000 DM fest- 
gesetzt. 


§ 1 Nr. 2 Buchstabe b 

Auf Grund der Neufassung des § 69 a Abs. 5 kann 
die Erfüllung der Bardepotpflicht über die bisherige, 
sehr enge zeitliche Grenze hinaus durchgesetzt wer- 
den. Diese Erweiterung erweist sich insbesondere 
deshalb als notwendig, weil Verstöße gegen die 
Depotpflicht oft erst nach geraumer Zeit aufgedeckt 
werden können. 

§ 1 Nr. 3 

Die in § 69 b Abs. 1 neu eingefügte Nummer 8 stellt 
Verbindlichkeiten aus Wediselakzeptkrediten von 
der Depotpflicht frei. Die Besonderheit dieser Kre- 
dite liegt darin, daß eine ausländische Bank dem 
inländischen Aussteller eines Wechsels ein Akzept 
gibt, mit dessen Hilfe sich der Inländer bei einer 
inländischen Bank Kredit besorgt; dem Akzeptanten 
ist er verpflichtet, die Wechselsumme bei Verfall 
zu zahlen. Diese Akzeptkredite führen lediglich zu 
Geldbewegungen im Inland und können daher von 
der Zielsetzung des Bardepots her gesehen frei- 
gestellt werden. 

Die in § 69 b Abs, 1 neu eingefügte Nummer 9 be- 
freit inländische Bausparkassen von der Depotpflicht 
für Bauspareinlagen von deutschen Staatsangehöri- 
gen, die im öffentlichen Auftrag oder im öffentlichen 
Interesse im Ausland Dienst tun und wegen ihres 
ausländischen Wohnsitzes nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes als Gebietsfremde anzu- 
sehen sind. Die Ausnahmeregelung soll verhindern, 
daß die Bausparkassen Vertragsabschlüsse mit die- 
sen Staatsangehörigen deshalb ablehnen, weil ihnen 
daraus eine Depotpflicht erwächst. 

§ 1 Nr. 5 und 6 

Der neue § 69d begründet eine Meldepflicht für die 
entgeltliche Abtretung von Forderungen an Gebiets- 
fremde. Damit soll eine bessere Kontrolle über mit- 
telbare Kreditaufnahmen im Sinne von § 6a Abs. 1 
Satz 2 des Außenwirtschaftsgesetzes erreicht werden. 
Für die Meldepflicht ist eine Freigrenze von 500 000 
DM pro Monat festgelegt worden. Durch Ergänzung 
des § 71 Abs. 2 Nr. 10 wird die Ahndung von Ver- 
stößen gegen die neue Meldepflicht ermöglicht. 
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